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Bürgerbegehren und Bürgerentscheide verbindlich machen

Sachverhalt:
Demokratie lebt nicht allein durch die Existenz einer formaldemokratischen Struktur, sondern 
erst, wenn Demokrat*innen sich einbringen und Demokratie auch leben dürfen.
Eine grundlegende Bedingung für eine lebendige Demokratie ist, dass die Bürger*innen dieses 
Landes sich selbst und ihre demokratische Willens-Bildung und -Äußerung auch außerhalb tur-
nusmäßiger Parlamentswahlen als ernstgenommen wahrnehmen.
Als positive Ergänzung in diesem Sinne zur parlamentarischen Struktur verfügen die Bürger*in-
nen Hamburgs über das Instrument des Bürger- respektive Volks-Begehrens / Volksentschei-
des. 
Hiermit ist es der Bevölkerung möglich, Anliegen auch dann demokratisch entscheiden zu las-
sen, wenn diese durch die Mehrheiten in den gewählten parlamentarischen Strukturen nicht 
aufgegriffen werden.
Der Hamburgische Senat hat in der Vergangenheit diverse Bürgerbegehren an sich gezogen 
und damit dieses Instrument demokratischer Willensbekundung häufig verhindert. Solche Maß-
nahmen befördern die allgemein festzustellende Politiker*innen-Verdrossenheit mit allen damit 
zusammenhängenden Konsequenzen.
Eine Bindungswirkung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden gegenüber Bezirk und Se-
nat ermöglicht die direkte und wirksame Teilhabe der Bürger*innen an politischen Entscheidun-
gen in örtlichen Angelegenheiten ihres Bezirks. Bezirksangelegenheiten sind diejenigen Bedürf-
nisse und Interessen, die durch ihren spezifischen Bezug zum Bezirk allen Einwohner*innen 
des Bezirks gemeinsam sind, indem sie das Zusammenleben oder -wohnen betreffen.
Den Bürger*innen sollten Entscheidungen in Bezirksangelegenheiten durch Bürgerentscheid 
nicht mehr vom Hamburgischen Senat entzogen werden können, wenn das entsprechende Bür-
gerbegehren zulässig war. Daher sollen Bürgerbegehren ab dem Tag ihrer Anmeldung nicht 
mehr be- bzw. verhindert werden sowie Bürgerentscheide verbindlich sein.
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Petitum:

Die Bezirksversammlung Eimsbüttel unterstützt die Anliegen der Volksinitiative „Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheide jetzt verbindlich machen – Mehr Demokratie vor Ort.“

Die Bezirksversammlung Eimsbüttel spricht sich dafür aus, dass zukünftig Bürgerbegehren in 
Bezirksangelegenheiten rechtlich verbindlich für Bezirk, Verwaltung und Senat sein sollen und 
nur im Wege neuer Bürgerentscheide abgeändert werden können.

Die Bezirksversammlung Eimsbüttel fordert die Verwaltung gemäß §19 BezVG auf, in allen öf-
fentlichen Gebäuden Unterschriftenlisten der Volksinitiative auszulegen, so dass die Bürgerin-
nen und Bürger vor Ort unterschreiben können.

Roland Wiegmann, 
Peter Gutzeit, Mikey Kleinert, Manuela Pagels und Kirsten Rautenstrauch
(Fraktion DIE LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel)
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